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Der Österreichische Arbeiterkammertag übersendet 25 Exemplare seiner Stel­

lungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzentwurf zur gefälligen Infor­

mation. 
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1011 Wien 
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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Marktordnungsgesetz 1985 geändert wird 
(Marktordnungsgesetz-Nove11e 1988); 
S t e l  1 u n 9 n a h  m e 

Te!efon (()��?2) fi5 31" es Datum 

Uurchwahl 2358 28.3.1988 

Der Österreichische Arbeiterkammertag erlaubt sich zum gegenständlichen 

Entwurf fUr ein ßundesgesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 1985 geän­

dert wird (Marktordnungsgesetz-Nove11e 1988), folgende Stellungnahme ab­

zugeben: 

Dem österreichischen System der Agrarmarktordnung liegt nach wie vor weit­

gehend eine Grundkonzeption zugrunde, die aus der Zeit der Unterversorgung 

mit Nahrungsmitteln stammt. Es enthält daher viele Elemente, die zu einer 

Steigerung der Pr'oduktion beitragen. Dies hat gemeinsam mit anderen Fak­

toren insbesonder2 in den letzten Jahren zu eitlem starken Anstieg der 

Kosten der Uberschußverwertung und Zu einer r&schen Zunahme der Agraraus­

gaben im Bundeshaushalt gefUhrt. 
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Vorrangiges Ziel der Novellierung der Agrarmarktordnung mUßte es daher sein, 

diese Entwicklung durch geeignete Maßnahmen zu bremsen. 

Der vorliegende Entwurf einer Marktordnungsgesetz-Novelle trägt nach Auf­

fassung des Österreichischen Arbeiterkammertages dieser Zielsetzung nicht 

Rechnung. 

Im Bereich der landwirtschaftlichen Produktion soll die Absicherung der 

Absatz- und Preisgarantie weitgehend aufrechterhalten und durch einzelne 

Bestin�ungen noch verstärkt werden. Im Entwurf fehlen zielfUhrende Bestim­

mungen, die zu einer Stabilisierung und Begrenzung der Budgetansätze im 

Landwirtschaftsbereich fUhren. 

In den vorangegangenen Expertengesprächen wurde die Notwendigkeit der Heran­

fUhrung des I\grar- und Ernährungssektors an di e Erforderni sse ei nes größ,eren 

Wirtschaftsraumes betont. Der Entwurf enthlilt fUr den Bereich der landwirt 

schaftlichen Produktion keine Vorschläge, die zur Verwirklichung dieser 

Zielsetzung wirksam beitragen. 

Die vorgesehenen Änderungen im Marktordnungsgesetz gehen davon aus, daß zur 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit österreichischer Nahrungsmittelerzeug­

nisse ausschließlich Struktur- und Kostenanpassungen in den der Landwirt­

schaft nachgelagerten Stufen der Bearbeitung und Verarbeitung mit den sich 

daraus ergebenden Aus\'Jirkungen fUr die in dies[�m Bereich beschäftigten 

Arbeitnehmer erfolgen sollen. 

Der Österreichische Arbeiterkammertag verkennt nicht die Notwendigkeit der 

Verbesserung der strukturellen Situation in den betroffenen Teilen der Nah­

rungsmittelproduktion. Das relativ hohe Preisniveau fUr österreichische 

Nahrungsmittel ist aber zu einem erheblichen Teil durch das Preisniveau 
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der landwirtschaftlichen Vorprodukte bedingt. Maßnahmen zur Verbesserung 

def Wettbewerbsfähigkeit mUssen daher den Bereich der landwirtschaftlichen 

Produktion mit einbeziehen. 

Der Österreichische Arbeiterkammertag ist der Auffassung, daß im Bereich 

der Milchwirtschaft das bestehende Regulierungsinstrumentarium mit der 

Zielsetzung zu überprüfen ist, die Effizienz des Systems zu steigern. 

Sollten dabei Überlegungen zur Änderung der Vorgangsweise bei der admini­

strativen Einflußnahme auf die Preisfestsetzung und Preisentwicklung an­

gestellt werden, müßten diese den Erzeugerpreis mit einschließen. 

Die bestehende Beschränkung der Verarbeitungsbetriebe beim Absatz von 

Produkten auf die ihnen zugewiesenen Versorgungsgebiete stellt eine Be­

hinderung des Wettbewerbs und der Dispositionsmöglichkeiten für die Be­

triebe dar. Der Österreichische Arbeiterkammertag hält daher die im Ent­

wurf vorgesehene Aufrechterhaltung der Versorgungsgebietsregelung im bis­

herigen Umfang nicht für sinnvoll. 

In welchem Ausmaß das bestehende System des Preisausgleichs und Transport­

kostenausgleichs aufrechterhalten werden soll, wird noch eingehender Über­

legungen bedUrfen. 

Während im Ministerialentwurf zur Frage der Milchmarktordnung konkrete 

Vorschläge gemacht werden, fehlen solche auch nur ansatzweise für den 

Getreidebereich. In den erläuternden Bemerkungen wird zwar darauf hinge­

wiesen, daß die Fragen der Getreideverwertung erst im Zuge der noch zu 

führenden Verhandlungen zu einem späteren Zeitpunkt geklärt werden können, 

der Österreicllische Arbeiterka�nertag verweist aber bereits zum jetzigen 

Zeitpunkt darauf, daß zwisch�n Beschlußfassung einer Novelle des Markt-

ordnungsgesetzes und den Getreideverwertungsmaßnahmen im Rahmen der Pri­

vatwirtschaftsverwaltung des Bundes ein einger Konnex besteht. 
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Der Österreichische Arbeiterkammertag betrachtet als wichtigstes Ziel im 

Bereich der Getreideproduktion die Reduktion der ÜberschUsse und die An­

paSsung der Produktion an den Bedarf. In diesem Zusammenhang werden alle 

Maßnahmen unterstUtzt, die zu einer Reduktion der intensiven landwirt­

schaftlichen Nutzung fUhren. 

Die rasche Steigerung der Getreideproduktion hat durch die mit den Exporten 

verbundenen hohen StUtzungserfordernisse zu einem sprunghaften Ansteigen 

der ßudgetbelastung gefUhrt. Diese Tendenz wurde durch steigende Inlands­

preise bei sinkendem Weltmarktpreisniveau verstärkt. Das relativ hohe Er­

zeugerpreisniveau bewirkt aber auch eine erhebliche Schwächung der Wettbe­

werbsfähigkeit fUr Verarbeitungsprodukte aus Getreide. Überlegungen zur 

Stärkung der Wettbewerbskraft dieses Wirtschaftsbereiches können sich daher 

nicht auf Rationalisierungs- und Kostensenkungsmaßnahmen in den Verarbei­

tungsbetrieben bcschr�nkcn, sondern mUssen insbesondere Überlegungen zur 

Anpassung der Fr7euge r p l'e i s e fUr Getreide mit p;nschließen. 

Der im geltenden Marktordnungsgesetz festgelegte Schliissel der Überschuß­

finanzierung von 1 : 1 zwischen Bund und Produzenten, mUßte im Hinblick 

auf die Limitie�ung des Bundesanteiles abgeändert werden. Eine Fixierung 

des betragsmäßiqen ßundesantei les in absolute: Höhe im �1arktordnungsgesetz 

erschiene im Hinblick auf die notwendigen Maßnahmen zur Budgetstabilisie­

rung sinnvoll. DarUber hinausgehende Finanzierungskosten mUßten aus Bei­

trägen der Produzenten getragen werden. 

Der Östen'ei chi �;che f\rbe-; terkarnmertag sch 1 ägt ",'or, a uch d; e Frage der 

Förderung der A11er'nativkulturen einer ÜberprUfung zu unterziehen. Durch 

die Festlegung zu hoher und garantierter Erze��erpreise sind bereits 

ähnlich hohe Aufwendungen je Hektar notwendig, wie sie beim Export von 

Getreide bcnötiyt werden, wodurch die volkswirtschaftliche Sinnhaftigkeit 

der f\lternativenförderlJng in Frage gestellt wird. 
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Der Österreichische Arbeiterkammertag hat sich in seiner Stellungnahme zum 

vorliegenden Entwurf einer Marktordnungsgesetz-Novelle darauf beschränkt, 

grundsätzliche Uberlegungen darzulegen. Der Österreichi sche Arbeiterkam­

mertag ist der Auffassung, daß der Entwurf in der vorliegenden Form nicht 

geeignet ist, die von ihm aufgezeigten Probleme einer befriedigenden Lösung 

zuzufUhren. Er hält daher nach Einlangen der Stellungnahme zum Ministerial­

entwurf eingehende Beratungen zur Erarbeitung einer Regierungsvorlage fUr 

erforderlich. 

Der Präsident: Der 

\( 
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